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(Nr. 13070.) Geſetz über die Einftellung des Perſonalabbaues und Anderung der Preußiſchen Perſonal⸗ 
Abbau⸗Verordnung (Perſonalabbau⸗Abwicklungsgeſetz:z. Vom 25. März 1926. 


Du Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
1. Abſchnitt. 
Artikel 1. 
Einſtellung des Perſonalabbaues. 


981. 

(1) Die 88 1 bis 79 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen Ver⸗ 
waltung (Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) werden, 
ſoweit ſich nicht aus den folgenden Vorſchriften etwas anderes ergibt, mit der Maßgabe durch folgende 
Vorſchriften erſetzt, daß 

1. erlaſſene Verfügungen unberührt bleiben, auch wenn ſie erſt nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes wirkſam werden, und 
2. erworbene Rechte beſtehen bleiben. 

(2) Iſt ein Beamter durch eine nach dem 8. Auguſt 1925 erlaſſene Verfügung gegen feinen Willen 

gemäß den $$ 15, 16, 48, 59, 73 oder 75 bis 79 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung 

1. in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt oder 

2. entlaſſen worden, ohne daß ſeine Entlaſſung aus einem anderen, in ſeiner Perſon liegenden 

Rechtsgrunde zuläſſig geweſen wäre, Ten 
fo iſt er auf Antrag fo zu behandeln, als ob die Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand oder die Ent- 
laſſung nicht erfolgt wäre. Der Antrag iſt binnen drei Monaten nach dem Tage der Verkündung dieſes 
Geſetzes zu ſtellen. Entſprechendes gilt für die im § 51 Abſ. 2 der Preußiſchen Perf onal⸗Abbau⸗Verordnung 
bezeichneten Arbeitnehmer. 2 2 
ze Artikel 2. 

Abergangsvorſchriſten. 

82. . 

() Die Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit von unmittelbaren Staatsbeamten, die auf Grund des 

s der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung unter Zuſicherung von Ruhegehalt und Hinterbliebenen⸗ 
fürſorge aus dem Staatsdienſt ausgeſchieden ſind, erfolgt durch den Fachminiſter; er kann dieſe Befugnis 
den zur Verſetzung in den dauernden Ruheſtand zuſtändigen Behörden übertragen. 

5 (2) Nach Eintritt der Dienſtunfähigkeit oder nach Vollendung des 65. Lebensjahrs iſt auf Antrag 
ein Ruhegehalt nach dem Betrage zu zahlen, den der Beamte zu erhalten hätte, wenn er zur Zeit des An- 
trags mit der Maßgabe in den Ruheſtand verſetzt würde, daß die Zeit nach feinem Ausſcheiden bei Be- 
meſſung des Ruhegehalts unberüdfichtigt bleibt. Entſprechendes gilt für die Hinterbliebenenbezüge. 

(3) 5 2 des Geſetzes, betreffend die Zahlung der Beamtenbeſoldung und des Gnadenvierteljahrs, 
vom 7. März 1908 (Geſetzſamml. S. 35) und $ 24 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der unmittel- 
baren Staatsbeamten, finden keine Anwendung. 

Wierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 9. April 1926.) El N 
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5 8 3. 5 

(1) Beamten, denen auf Grund der $$ 11 und 16 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung 
oder in entſprechender Anwendung dieſer Vorſchriften eine Abfindungsſumme gewährt worden iſt, werden 
Ruhegehalt und Hinterbliebenenbezüge nicht gezahlt. 

(2) Wird ein auf Grund der $$ 11 und 16 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung oder in 
entſprechender Anwendung dieſer Vorſchriften unter Gewährung einer Abfindungsſumme ausgeſchiedener 
Beamter im unmittelbaren Staatsdienſte wieder angeftellt, fo iſt bei der ſpäteren Feſtſetzung feines Ruhe⸗ 
gehalts die Dienſtzeit, für die eine Abfindungsſumme gewährt worden iſt, nicht zu berückſichtigen. 


8 4. 

Beamten im Vorbereitungsdienſte, die auf Grund des § 16 Abſ. 1 Satz 1 der Preußiſchen Perſonal⸗ 
Abbau⸗Verordnung entlaſſen worden ſind, iſt auf Antrag zu ermöglichen, den Vorbereitungsdienſt ordnungs⸗ 
mäßig abzuſchließen. Die Entlaſſungsverfügung wird ſpäteſtens mit der Ablegung der vorgeſchriebenen 
Prüfung wirkſam. 

8 5. 

(1) Der Anſpruch eines in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten verheirateten weiblichen Beamten, 
der nicht auf Grund des § 14 dieſes Geſetzes entlaſſen iſt, auf Wartegeld ruht inſoweit und ſo lange, als die 
wirtſchaftliche Verſorgung des weiblichen Beamten nach dem Ermeſſen der zuſtändigen Behörde geſichert 
erſcheint. Bei der Feſtſtellung, ob die wirtſchaftliche Verſorgung des weiblichen Beamten geſichert erſcheint, 
iſt ſeine wirtſchaftliche und ſoziale Stellung zur Zeit der Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand mit zu 
berückſichtigen. 

(2) Abf. 1 gilt entſprechend hinſichtlich des Anſpruchs auf Ruhegehalt eines auf Grund des § 17 
der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung in den dauernden Ruheſtand verſetzten verheirateten weib⸗ 
lichen Beamten. 

a N 8 6. 

Über Einſprüche von unmittelbaren Staatsbeamten, die auf Grund der $$ 15 und 16 der Preußiſchen 
Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt oder entlaſſen worden find, iſt nach 
Maßgabe der $$ 23 bis 29 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung zu entſcheiden. 


8 7. 3 

Beamte, die auf Grund des § 30 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung in ein Amt von ge 
ringerem Range und planmäßigem Dienſteinkommen verſetzt worden ſind, ſollen beim Freiwerden ent⸗ 4 
ſprechender Stellen in ein Amt von dem früheren Range und planmäßigen Dienſteinkommen zurückverſetzt 
werden, ſoweit es mit dem dienſtlichen Intereſſe vereinbar iſt. 2 


88. 
Beamten, die auf Grund der $$ 8, 11, 15 und 16 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung in 
den einſtweiligen Ruheſtand getreten oder ausgeſchieden ſind, können Umzugskoſtenbeihilfen nach Maßgabe 
der vom Finanzminiſter zu erlaſſenden Grundſätze gewährt werden. 4 


Artikel 3. 
Maßnahmen zur weiteren Verminderung der Perſonalausgaben in der Staatsverwaltung. 
89. 

(1) Zur Einberufung von Perſonen als Beamte oder Beamtenanwärter in den unmittelbaren 
Staatsdienſt bedarf es der vorherigen Zuſtimmung des Finanzminiſters; die Zuſtimmung kann unter 
näheren, mit dem Fachminiſter zu vereinbarenden Bedingungen allgemein erteilt werden. Der Zuſtimmung 
bedarf es nicht: Bi 

1. zu Einberufungen, deren Umfang durch den Haushaltsplan oder durch eine Vereinbarung mit N 
dem Finanzminiſter zahlenmäßig beftimmt ift, es ſei denn, daß der Finanzminiſter im Ei 
vernehmen mit dem Fachminiſter eine Verminderung als erforderlich erachtet 
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2. zur Einberufung von Perſonen, denen eine Planſtelle alsbald übertragen wird oder nach einer 
regelmäßig ſechs Monate nicht überſteigenden kommiſſariſchen oder ſonſtigen probeweiſen 
Beſchäftigung übertragen werden ſoll, es ſei denn, daß ſich aus § 10 etwas anderes ergibt. 


(2) Für die Einſtellung von Arbeitnehmern (Angeſtellten und Arbeitern) gilt Abſ. 1 Satz 1 ent⸗ 
ſprechend, ſoweit es ſich nicht nur um eine vorübergehende, zur Erfüllung außerordentlicher und zwingender 
dienſtlicher Bedürfniſſe notwendige Beſchäftigung handelt. Der Zuſtimmung des Finanzminiſters bedarf 
es nicht, ſoweit die Einſtellung zum Zwecke des Erſatzes eines ausscheidenden Arbeitnehmers erfolgt und 
nicht der Finanzminiſter im Einvernehmen mit dem Fachminiſter eine Verminderung der Zahl der Arbeit⸗ 
nehmer als erforderlich erachtet. Als Arbeitnehmer gelten auch Perſonen, die von einem unmittelbaren 
Staatsbeamten zu feiner Unterſtützung bei der Erledigung ftaatlicher Aufgaben im eigenen Namen an⸗ 
genommen und aus einer ihm gewährten Dienſtaufwandsentſchädigung entlohnt werden. 

(3) Unbeſchadet der Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber eines Verſorgungsſcheins (An⸗ 
ſtellungsgrundſätze) vom 16. Juli 1923/9. April 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 651, 47) und der Vorſchriften 
des Schwerbeſchädigtengeſetzes in der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. Januar 1923 (Reichsge⸗ 
ſetzbl. 1 S. 57) find bei der Einberufung von Beamten oder Beamtenanwärtern nach Möglichkeit 
geeignete, einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte oder entlaſſene Beamte, bei der Einſtellung von Arbeit⸗ 
nehmern außerdem geeignete entlaſſene Arbeitnehmer zu berückſichtigen. 

(4) Die Verpflichtung des Fachminiſters, die im Artikel 67 der Verfaſſung vorgeſehene Zuſtimmung 
des Finanzminiſters zu Haushaltsüberſchreitungen, die infolge von Einberufungen oder Einſtellungen 
eintreten, einzuholen, wird durch dieſe Vorſchriften nicht berührt. 


$ 10. 

() Zur Beſetzung von Planſtellen, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes frei find, bedarf es der 
vorherigen Zuſtimmung des Finanzminiſters; die Zuſtimmung kann unter näheren mit dem Fach⸗ 
miniſter zu vereinbarenden Bedingungen allgemein erteilt werden. 

(2) Zur Beſetzung von Planſtellen, die nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes frei werden, bedarf 
es der vorherigen Zuſtimmung des Finanzminiſters nur inſoweit, als dieſer im Einvernehmen mit dem 
Fachminiſter eine Verminderung der Zahl der Planſtellen als erforderlich erachtet. 


: § 11. 

(1) Unmittelbare Staatsbeamte, die auf Grund des § 15 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Ver⸗ 
ordnung oder auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren 
Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) in den einſtweiligen Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt worden ſind, können, ſoweit ihr Dienſtverhältnis nicht gemäß § 14 dieſes Geſetzes gekündigt 
wird, auf Antrag unter Verzicht auf Wartegeld und Ruhegehalt einſchließlich der Hinterbliebenenbezüge 
gegen Gewährung einer Abfindungsſumme aus dem Staatsdienſt entlaſſen werden. 


(2) Die Abfindungsſumme iſt in Höhe eines doppelten Jahresbetrags der von dem Beamten 

zuletzt bezogenen Wartegeldgebührniſſe zu bemeſſen. 
„) Die Bewilligung erfolgt durch den Fachminiſter; er kann dieſe Befugnis nachgeordneten Be⸗ 
hörden übertragen. 
Artikel 4. 
Sonſtige beamtenrechtliche Vorſchriſten. 
§ 12. 

Jeder Beamte iſt verpflichtet, jedes Nebenamt oder jede Nebenbeſchäftigung im öffentlichen Dienſte 

7 oder fortzuführen, ſofern die auszuübende Tätigkeit ſeiner Vor⸗ und Berufsbildung ent⸗ 
richt. 
§ 13. 

Die Vorſchriften der Königlichen Kabinettsorder vom 13. Juli 1839 (Geſetzſamml. S. 235) über die 
Übernahme eines Nebenamts oder einer Nebenbeſchäftigung und des § 19 der Allgemeinen Gewerbe⸗ 
ordnung vom 17. Januar 1845 (Geſetzſamml. S. 41) über den Betrieb eines Gewerbes finden auf Be⸗ 
amte, die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt ſind, keine Anwendung. 
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§ 14. 
(1) Verheiratete weibliche Beamte können, unbeſchadet der ſonſtigen Vorſchriften über die Ent 
laſſung von Beamten, auch bei lebenslänglicher Anſtellung zum Schluffe eines Monats unter Einhaltung 
einer Kündigungsfriſt von 3 Monaten entlaſſen werden, wenn nach dem Ermeſſen der zuſtändigen Behörd 


1. die wirtſchaftliche Verſorgung des weiblichen Beamten nach der Höhe des Einkommens der 
Ehegatten geſichert erſcheint und 3 


2. das Ausſcheiden aus dienſtlichen Gründen erforderlich iſt. 


Verheiratete weibliche Beamte ſind auf ihren Antrag zu entlaſſen, ſofern ihr Ausſcheiden nach dem Er⸗ 
meſſen der zuſtändigen Behörde den dienſtlichen Bedürfniſſen nicht zuwiderläuft. 


(2) Den auf Grund des Abſ. 1 Entlaſſenen iſt eine Abfindungsrente bis zur Höhe des Ruhe⸗ 
gehalts, das ſich nach der beim Ausſcheiden zurückgelegten ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit ergibt, inſoweit 
und ſolange zu gewähren, als nach dem Ermeſſen der zuſtändigen Behörde die wirtſchaftliche Verſorgung 
des entlaſſenen weiblichen Beamten nach der Höhe des Einkommens der Ehegatten nicht mehr geſichert 
erſcheint; bei der Feſtſtellung, ob die wirtſchaftliche Verſorgung des entlaſſenen weiblichen Beamten 
geſichert erſcheint, iſt ſeine wirtſchaftliche und ſoziale Stellung zur Zeit der Entlaſſung mit zu 
berückſichtigen. Kindern unter 18 Jahren aus einer Ehe, die der weibliche Beamte vor oder während 
feiner Dienſtzeit geſchloſſen hat, kann im Falle des Todes der Eltern ein Waiſengeld widerruflich 
gewährt werden. f 


(3) Den auf Grund des Abſ. 1 Entlaſſenen iſt unter Verluſt der Rechte aus Abſ. 2 eine Abfindungs⸗ 1 
ſumme zu gewähren, ſofern ein entſprechender Antrag innerhalb von 6 Monaten nach dem Ausſcheiden 
geſtellt wird. Die Abfindungsſumme beträgt für lebenslänglich angeſtellte Beamte 
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des letzten Monatseinkommens unter Zugrundelegung der ihm am letzten Tage des Dienſtes zuſtehenden 4 | 
Bezüge, für nichtplanmäßige, auf Probe, auf Kündigung oder auf Widerruf angeftellte Beamte und Be 
amte im Vorbereitungsdienſt ein Viertel dieſer Sätze. 2 


(4) Als Dienſtjahre im Sinne des Abſ. 3 find die der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu 
legenden Jahre anzuſehen. Bezieht der Beamte bereits ein Ruhegehalt, ſo bleibt der Anſpruch hierauf 
unberührt; die der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde liegende Dienſtzeit iſt bei der Bemeſſung der 
Abfindungsſumme nicht zu berückſichtigen. Iſt ein Beamter aus dem Arbeitnehmerverhältnis unmittelbar 
in das Beamtenverhältnis überführt worden, ſo wird die von ihm als Arbeitnehmer im Staatsdienſt 
zurückgelegte Dienſtzeit berückſichtigt, ſofern er als Arbeitnehmer bei feiner Entlaſſung unter Berücksichtigung 
ſeiner Dienſtzeit eine Abfindungsſumme gemäß § 36 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung und 
der dazu erlaſſenen Ausführungsvorſchriften erhalten hätte. 


(5) Auf eine nach Abſ. 3 gewährte Abfindungsſumme find etwa für die Zeit nach dem Ausſcheiden 3 
gezahlte Bezüge (Gehalt, Wartegeld, Abfindungsrente uſw.) anzurechnen. 2 


(6) Die Vorſchriften der Abs. 1 bis 5 finden auf verheiratete weibliche Beamte im einſtweiligen 
Ruheſtande mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 


1. der Berechnung der Abfindungsſumme das Dienſteinkommen zugrunde zu legen iſt, aus dem 
ſich das Wartegeld berechnet, und 


2. im Falle der Entlaſſung auf Grund des Abs. 1 Satz 1 die Vorausſetzung des Abs. 1 Nr. 2 nicht 
vorzuliegen braucht. 


4 
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Artikel 5. 
Kommunalverwaltung. 


§ 15. 

(Y) Auf die Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände (Kommunalbeamter) einſchließlich 
der gewählten, ſoweit fie nicht im $ 18 bezeichnet find, finden die $$ 2 bis 5, 7, 8 und 11 bis 14 dieſes Ge⸗ 
ſetzes mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß 

1. an die Stelle des Fachminiſters das Verwaltungsorgan ($ 53 Abſ. 1 Satz 1 der Preußiſchen 
Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) tritt, 
2. bei Streit über die Dienſtunfähigkeit im Falle des § 2 Abſ. 1 in dem im §7 des Kommunal⸗ 
beamtengeſetzes vom 30. Juli 1899 (Geſetzſamml. S. 141) vorgeſehenen Verfahren zu ent⸗ 
ſcheiden iſt, 5 
3. die Rechte und Pflichten der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Kommunalbeamten ſich 
unbeſchadet des § 7 des Kommunalbeamtengeſetzes nach den für die unmittelbaren Staats⸗ 
beamten geltenden Vorſchriften beſtimmen. 
Grundſätze, die das Staatsminiſterium für die Zuſicherung von Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürſorge 
im Falle des $ 2 und die der Finanzminiſter für die Gewährung von Umzugskoſtenbeihilfen gemäß $ 8, 
für die Gewährung von Abfindungsrenten gemäß $ 14 Abſ. 2, von Witwen- und Waiſengeld gemäß $ 30 
Nr. 1 und von Witwenbeihilfen gemäß $ 30 Nr. 2 und 3 beſtimmt, haben die Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände in jedem Falle anzuwenden. 

) Auf die im § 51 Abſ. 2 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung bezeichneten Arbeit⸗ 
nehmer findet § 8 entſprechende Anwendung; Grundſätze, die der Finanzminiſter gemäß § 8 für die Ge⸗ 
währung von Umzugskoſtenbeihilfen beſtimmt, haben die Gemeinden und Gemeindeverbände in jedem 
Falle anzuwenden. Bei Streit über die Zahlung von Ruhegeld und Hinterbliebenenrente im Falle des 
§ 51 Abſ. 2 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung findet der ordentliche Rechtsweg ſtatt. 


(3) 8 I Abſ. 3 findet auf die Beamten und Arbeitnehmer der Gemeinden und Gemeindeverbände 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß geeignete entlaſſene Arbeitnehmer im Sinne des § 51 
Abf. 2 der Preußiſchen Perſonal-Abbau⸗Verordnung auch bei der Einberufung von Beamten und Be⸗ 
amtenanwärtern nach Möglichkeit zu berückſichtigen ſind. 


$ 16. 

(1) Über Einſprüche von Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände, die auf Grund des 
§ 48 Abſ. 1 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung in Verbindung mit den $$ 15 und 16 der Preu- 
ßiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt oder entlaſſen ſind, iſt nach 
Maßgabe des § 49 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung zu entſcheiden. 


(e) Die $$ 21 und 23 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung gelten ohne jede Einſchränkung 
auch für die Magiſtratsmitglieder und in Städten mit Bürgermeiſtereiverfaſſung für Bürgermeiſter und 
Beigeordnete. Ob die Auswahl durch einen der im § 21 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung 
bezeichneten Umſtände beeinflußt iſt, iſt auch bei dieſen Beamten nur nach den beſonderen Umſtänden des 
Einzelfalls zu prüfen. Eine unzuläſſige Beeinfluſſung im Sinne des § 21 der Preußiſchen Perſonal⸗ 
Abbau⸗Verordnung iſt aus der Zuſammenſetzung der Stadtverordnetenverſammlung, die gemäß § 53 
Abi. 1 Satz 3 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung über die Auswahl entſchieden hat, wenn nicht 
die fachlichen Umftände des Falles eine ſolche Beeinfluſſung erkennen laſſen, nicht zu folgern. 


| § 17. 

(1) Soweit der gemäß 8 49 Abſ. 2 Nr. 2 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung gebildete 
Ausſchuß den Einſpruch eines der im $ 16 Abſ. 2 bezeichneten Beamten auf Grund einer dem $ 16 Abſ. 2 
. Auslegung zurückgewieſen hat, ſteht dem Beamten innerhalb von 6 Wochen nach der 
Verkündung dieſes Geſetzes der Antrag auf nochmalige Beſchlußfaſſung durch den zuſtändigen Ausſchuß zu. 
nn en 1 5 iſt 1 S unmittelbar und ſchriftlich zu ſtellen. Er kann nur damit be⸗ 

det werden, daß der erſte Beſchluß auf einer dem $ 16 Abſ. 2 di i a 
ert $ j. 2 dieſes Geſetzes nicht entſprechenden Aus 
Geſetzſammlung 1926. (Nr. 1307013071). 30 
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(3) Der Antrag iſt zurückzuweiſen: 
1. wenn er verſpätet geſtellt ift; i 
2. wenn der erſte Beſchluß des Ausſchuſſes nicht auf einer dem § 16 Abf. 2 dieſes Geſetzes wider⸗ 

ſprechenden Auslegung beruht. 4 

(4) Wird der Antrag nicht gemäß Abſ. 3 zurückgewieſen, jo hat der Ausſchuß über den Einſpruch 

gegebenenfalls unter Abänderung des erſten Beſchluſſes erneut zu beſchließen. 4 

(5) Für die Koſten gilt folgendes: 

1. Bei Zurückweiſung des Antrags gemäß Abſ. 3 werden Koſten nicht erhoben, es ſei denn, daß 
der Antrag böswillig geſtellt iſt. Im letzteren Falle ſind die Koſten dem Antragſteller auf⸗ 
zuerlegen, wobei eine Gebühr nicht zu erheben iſt. 

2. Bei der erneuten Beſchlußfaſſung gemäß Abſ. 4 findet § 49 Abſ. 2 Nr. 4 der Preußiſchen Per⸗ 
ſonal⸗Abbau⸗Verordnung Anwendung mit der Maßgabe, daß bei der Feſtſetzung der Gebühr 
das Maß der Arbeit im erſten Rechtsgang außer Betracht bleibt und die baren Auslagen des 
Verfahrens im erſten Rechtsgange der Staatskaſſe zur Laſt fallen. 


Artikel 6. 
Offentliches Bildungsweſen. 
9 18. 


Auf die Leiter und Lehrer an den öffentlichen Volks-, mittleren und höheren Schulen und an den ö 


Berufs- und Fachſchulen finden die §§ 2 bis 14 und 15 Abſ. 1 Satz 2 dieſes Geſetzes entſprechende An⸗ 
wendung, ſoweit ſie nicht unmittelbar gelten. N 
§ 19. 3 
(1) Die Rechte und Pflichten der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Leiter und Lehrer an den 
öffentlichen Volks-, mittleren und nichtſtaatlichen höheren Schulen beſtimmen ſich nach den für die un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten geltenden Vorſchriften. 4 
(2) Das Wartegeld ift von der Schulaufſichtsbehörde feſtzuſetzen. Gegen die Feſtſetzung ſtehen den 
Beteiligten die gleichen Rechtsmittel zu wie gegen die Feſtſetzung des Ruhegehalts. Das Wartegeld hat 
zu zahlen, wer nach den geltenden Beſtimmungen zur Zahlung des Ruhegehalts verpflichtet iſt. 


$ 20. 3 
(1) Die Schulaufſichtsbehörde kann im Intereſſe der Perſonalverminderung Leiter und Lehrer von 


ſtaatlichen an nichtſtaatliche, von nichtſtaatlichen an ſtaatliche oder andere nichtſtaatliche öffentliche höhere 


Lehranſtalten mit Zuſtimmung des bisherigen Unterhaltungsträgers verſetzen. Dem künftigen Unter # 
haltungsträger ift vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 1 
(2) Bei einer Verſetzung gemäß Abſ. 1 trägt der Staat die Umzugskoſten. 


$ 21 4 

Wird ein Leiter oder Lehrer gemäß $ 20 an eine öffentliche höhere Lehranſtalt eines anderen Unter 
haltungsträgers verſetzt in eine Stelle, deren Inhaber auf Grund der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Ver⸗ 
ordnung in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt worden ift, fo hat der Unterhaltungsträger dieſer Anſtalt 
gegen den Unterhaltungsträger der Anſtalt, an der der Verſetzte bisher tätig war, einen Erſtattungsanſpruch 


in Höhe des jeweiligen Wartegeldes des bisherigen Stelleninhabers. Die Feftftellung des Anſpruchs ges 
ſchieht durch Beſchluß der Schulaufſichtsbehörde. Iſt eine von beiden Anſtalten auf Grund des § 17 des 


Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetzes der Landesmittelſchulkaſſe angeſchloſſen, fo tritt dieſe an die 3 
Stelle des berechtigten oder verpflichteten Unterhaltungsträgers. 3 


9 22. = 

(1) Unterläßt ein Schulverband (Schulgemeinde), die erforderliche Verminderung der Zahl der 
Volksſchu ſtellen zu beſchließen, ſo kann die Schulaufſichtsbehörde anordnen, daß Schulſtellen bis auf 
weiteres nicht wieder beſetzt oder aufgehoben werden. 2: 
(2) Gegen dieſe Anordnung ſteht dem Schulverbande (Schulgemeinde) die Beſchwerde an den 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung zu. Dieſer entſcheidet endgültig. 4 
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9 23. 
Hinſichtlich der Berufs⸗ (Fortbildungs- und Fachſchulen finden die 88 19 und 22, hinſichtlich der Fach⸗ 
ſchulen auch die 8$ 20 und 21 mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß im Falle des § 22 Abſ. 2 
an die Stelle des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung der Fachminiſter tritt. 


Artikel 7. ; 
Hofbeamte und Beamte der Körperjchaften des öffentlichen Rechtes. 


$ 24. 
(1) Auf die Hofbeamten im Sinne des $ 1 der Verordnung über die Berſorgung der Hofbeamten 
und ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 1919 (Geſetzſamml. S. 46) finden die $$ 2 bis 14 dieſes Geſetzes 
entſprechende Anwendung. 


(2) Die von den Körperſchaften des öffentlichen Rechtes auf Grund des 879 der Preußiſchen Perſonal⸗ 
Abbau⸗Verordnung erlaſſenen Vorſchriften treten unbeſchadet ergangener Verfügungen, auch wenn ſie 
erſt nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes wirkſam werden, und unbeſchadet erworbener Rechte inſoweit 
außer Kraft, als ſie mit den Vorſchriften dieſes Geſetzes in Widerſpruch ſtehen. Die Körperſchaften des 
öffentlichen Rechtes werden ermächtigt, den 88 2 bis 5, 8 und 11 bis 14 dieſes Geſetzes entſprechende Vor⸗ 
ſchriften zu erlaſſen. 


(3) Über Einſprüche von Beamten der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes iſt nach Maßgabe 
der vorläufigen Ausführungsvorſchriften zu § 79 der Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung vom 18. März 1924 
(Reichs⸗ und Staatsanzeiger Nr. 71 vom 24. März 1924, Preußiſches Beſoldungsblatt Nr. 23 S. 86) 
zu entſcheiden. 


2. Abſchnitt. 
Anderungen von Geſetzen. 
$ 25. 
Im 831 Satz 2 des Geſetzes über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Be⸗ 


amten⸗Dienſteinkommensgeſetzb vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Mai 
1924 (Geſetzſamml. S. 487) iſt die Zahl „1930“ durch „1928“ zu erſetzen. 


i $ 26. 

Im § 91 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 
1852 (Geſetzſamml. S. 465) in der Faſſung des § 81 der Verordnung zur Verminderung der Perſonal⸗ 
ausgaben der öffentlichen Verwaltung (Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 
( Gefehfamml. S. 73) werden die Worte „des Monats fortgezahlt, welcher“ erſetzt durch die Worte „des⸗ 
jenigen Vierteljahrs fortgezahlt, welches“. N 

§ 27. i 

8 64 Satz 2 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter, vom 7. Mai 1851 (Geſetzſamml. 
S. 218) in der Faſſung des § 82 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen 
Verwaltung (Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Gefekfamml. S. 73) erhält 
folgende Faſſung: 

Es wird ihnen das volle Gehalt noch bis zum Ablaufe desjenigen Vierteljahrs fortgezahlt, 
welches auf den Monat folgt, in dem ihnen die ſchließliche Verfügung über die erfolgte Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand mitgeteilt worden iſt. 


§ 28. 

Die Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den 
Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) in der Faſſung des Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135), des Geſetzes über Anderungen der Dienſt⸗ 
und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) 
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und des § 83 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen Verwaltung 

(Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) wird wie folgt 
geändert: E 
1. Im $2 ift folgender Satz 2 einzufügen: 3 

Für die ſpätere Zeit kann ihnen ein Wartegeld bis zur Höhe des geſetzmäßigen Ruhe⸗ 

gehaltsbetrags vom Verwaltungschef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter bewilligt 

werden. 1 

2. a) Im § 3a Abſ. 1 iſt die Zahl „40“ in „50“ zu ändern; 1 

b) im $ 3a Abſ. 2 Satz 1 find an Stelle von „höchſtens“ zu ſetzen „in keinem Falle mehr als“ 

und die Worte „aus der mittleren Dienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe IA 12 in „aus der letzten 
Dienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe IA 13“ zu ändern. 4 

3. § 5 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 

Die Gehaltszahlung hört auf und die Zahlung des Wartegeldes beginnt mit dem Ab⸗ 4 

laufe des Vierteljahrs, welches auf den Monat folgt, in welchem dem Beamten die Entſcheidung 

über ſeine einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand bekanntgemacht worden iſt. N 

4. Im 87 Satz 1 und $ 8 werden die Worte „zeitweiligen“ und „zeitweilig“ erſetzt durch die Worte 
„vorübergehenden“ und „vorübergehend“, im $ 7 werden Satz 2 und Satz 3 geſtrichen und im § 8 Abs. 1 

Satz 2 die Worte „§ 7 Satz 2 und 3“%L erſetzt durch „§ 8a“. l 5 Ei; 

5. Nach $ 8 werden folgende $$ 8a und 8b eingefügt: 


8 8a. % 
Die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Beamten erhalten während der Dauer der vor⸗ 
übergehenden Beſchäftigung im unmittelbaren Staatsdienſte den vollen Betrag ihres ruhe⸗ 
gehaltsfähigen Dienſteinkommens. Sofern fie laut ſchriftlicher Eröffnung des Verwaltungs⸗ 
chefs als nichtplanmäßige Beamte voll beſchäftigt werden, erhalten ſie nach Maßgabe des 
Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes die Bezüge eines im Dienſte befindlichen Beamten 
derjenigen Beſoldungsgruppe, der fie zuletzt angehört haben. Erfolgt die Beſchäftigung 
außerhalb ihres Wohnorts, ſo erhalten ſie für die Reiſe zum Antritt der Beſchäftigung und 
für die Rückreiſe nach Beendigung der Beſchäftigung Reiſekoſten nach den Vorſchriften für 
Verſetzungsreiſen; außerdem können ihnen Entſchädigungen nach näherer Beſtimmung des 3 
Finanzminiſters gewährt werden. 1 
$ 8b. 1 

Scheiden einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Beamte aus einer vorübergehenden Ber 
ſchäftigung als nichtplanmäßige Beamte wieder aus, in der fie gemäß § 8a Satz 2 oder den 
entſprechenden Vorſchriften des Reichs oder des Kommunalverbandes (§ 8) ein höheres Dienſt⸗ 
einkommen als vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogen haben, fo ift das 
Wartegeld, unbeſchadet der Vorſchrift des § 3a Abſ. 2, unter Berückſichtigung inzwiſchen 
etwa erreichter Dienſtalterszulagen und der verlängerten ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit nen 
feſtzuſetzen. f 2 

6. § 10 erhält folgende Faſſung: 3 

(1) Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht, ſofern es nicht nach §8 9 Nr. 1 auf- 
hört, wenn und ſolange der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Beamte infolge einer Ver⸗ 
wendung im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte im Sinne des 8 
Abſ. 2 des Zivilruhegehaltsgeſetzes ein Dienſteinkommen bezieht inſoweit, als der Betrag 
dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung des Wartegeldes den Betrag des von dem 
Beamten vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogenen Dienſteinkomme 
überſteigt. Für die Berechnung des früheren und des neuen Dienſteinkommens gilt 8 27 Abf 
des Zivilruhegehaltsgeſetzes entſprechend. 

(2) Hat der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Beamte während einer vorübergehend 
Beſchäftigung als nichtplanmäßiger Beamter gemäß § 8a Satz 2 oder den entſprechenden 
Vorſchriften des Reichs oder des Kommunalverbandes ($ 8) ein höheres Dienſteinkommen 
als vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogen, ſo tritt dieſes an die Stelle 
des vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogenen Dienſteinkommens. 3 
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erhält folgende Faſſung: 

f en 10 1 en elle oder Wiederbeſchäftigung, zu denen der Beamte nach den 
88 6 bis 8 verpflichtet iſt, tritt die Einziehung oder Kürzung des Wartegeldes auf Grund der 
Beſtimmungen in den 8$ 9 und 10 mit dem Tage ein, von dem ab das Dienſteinkommen be⸗ 
zogen wird. Die Wiedergewährung des Wartegeldes erfolgt mit dem Ablaufe des Tages, 
für den noch Dienſtbezüge gezahlt worden ſind. N > „„ 

(2) Bei einer ſonſtigen Wiederanſtellung oder Wiederbeſchäftigung tritt die Einziehung 
oder Kürzung des Wartegeldes mit dem Ende des Monats ein, in welchem das eine ſolche 
Veränderung bedingende Ereignis ſich zugetragen hat; tritt dieſes Ereignis am erſten Tage 
eines Monats ein, ſo hört die Zahlung mit dem Beginne dieſes Monats auf. Die Wieder⸗ 
gewährung des Wartegeldes hebt mit dem Beginne des Monats an, in welchem das eine 
ſolche Veränderung bedingende Ereignis ſich zugetragen hat. „ 

8. Im $ 12 wird Abf. 2 geſtrichen und dafür als Abf. 2 folgende Vorſchrift eingeſetzt: f 

Die Feſtſetzung des Wartegeldes erfolgt durch den Verwaltungschef in Gemeinſchaft 
mit dem Finanzminiſter. Sie können dieſe den zur Verſetzung in den dauernden Ruheſtand 

zuſtändigen Behörden übertragen. 
§ 29. 

Das Geſetz, betreffend die Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten ſowie der Lehrer und 
Beamten an den höheren Unterrichtsanſtalten mit Ausſchluß der Univerſitäten, vom 27. März 1872/27. Mai 
1907 (Geſetzſamml. S. 268/S. 95) in der Faſſung des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. De⸗ 
zember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135), des Geſetzes über Anderungen der Dienft- und Verſorgungs⸗ 
bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) und des $ 85 der 
Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen Verwaltung (Preußiſche Perſonal⸗ 
Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) wird wie folgt geändert: 


1. Als § 12 werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


$ 12. 

Die Penſion für die einftweilen in den Ruheſtand verſetzten Beamten wird von dem zur 
Zeit ihrer einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogenen ruhegehaltsfähigen ($ 10) 
Dienſteinkommen berechnet. Soweit ſie während einer vorübergehenden Beſchäftigung als 
nichtplanmäßige Beamte gemäß § 8a Satz 2 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Ver⸗ 
ſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, oder den entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften des Reichs oder des Kommunalverbandes ($ 8 der Verordnung) ein höheres Dienſt⸗ 
einkommen als vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogen haben, iſt dieſes 
höhere Dienſteinkommen der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu legen. 

2. § 24 erhält folgende Faſſung: 

Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern nicht auf den Antrag oder mit ausdrück⸗ 
licher Zuſtimmung des Beamten ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt wird, mit dem Ablaufe des 
Viertelſahrs ein, welches auf den Monat folgt, in welchem dem Beamten die Entſcheidung 
über ſeine Verſetzung in den Ruheſtand bekanntgemacht worden iſt. 

3. § 28 Abſ. 3 wird geſtrichen und hinter § 28 als § 28a folgende Vorſchrift eingefügt: 
= $ 28a. 


Erdient ein Penſionär außerhalb des unmittelbaren preußiſchen Staatsdienſtes eine Penſion 
im Reichs⸗, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte im Sinne des § 27 Abſ. 2, 
ſo iſt neben ihr die preußiſche Staatspenſion nur bis zur Erreichung des im § 28 Abſ. 2 an⸗ 
gegebenen Betrags zu zahlen. § 27 Abſ. 3 gilt entſprechend. 
4. 5 29 erhält folgende Faſſung: 

Die Einziehung oder Kürzung der Penſion auf Grund der Beſtimmungen in den $$ 27 
bis 28a tritt mit dem Ende des Monats ein, in welchem das eine ſolche Veränderung bedin⸗ 
gende Ereignis ſich zugetragen hat, tritt dieſes Ereignis am erſten Tage eines Monats eiu, 
ſo hört die Zahlung mit dem Beginne dieſes Monats auf. 

Die Wiedergewährung der Penſion hebt mit dem Beginne des Monats an, in welchem das 
eine ſolche Veränderung bedingende Ereignis ſich zugetragen hat. 

Geſetſammlung 1926. (Nr. 1307013071.) 3¹ 
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$ 30, 

Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, 
vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 298/S. 99) in der Faſſung des Geſetzes über Ande⸗ 
rungen der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 12. Juli 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 305), des § 86 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen 
Verwaltung (Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) und 
des Artikels VI des Geſetzes über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes, über Erhöhungen 
der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten, über Anderung des Geſetzes, 
betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, uſw. vom 6. Juni 
1925 (Geſetzſamml. S. 61) wird wie folgt geändert: ö 

1. Dem § 13 Abſ. 2 wird folgender Satz 2 angefügt: 

Es kann ihnen jedoch Witwen- und Waiſengeld in Grenzen der geſetzlichen Hinterbliebenen⸗ 
bezüge vom Departementschef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter bewilligt werden. 

2. Nach § 13 wird folgender § 13a eingefügt: 


§ 13a. e — 
Im Falle der Scheidung kann die frühere Ehefrau eines penſionierten Beamten nach deſſen 
Tode eine Witwenbeihilfe bis zur Höhe des geſetzlichen Witwengeldes von dem Departementschef 
in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter bewilligt erhalten, wenn der Verſtorbene allein für 
ſchuldig erklärt iſt. Kommt neben geſetzlichen Hinterbliebenenbezügen eine Witwenbeihilfe 
in Frage, ſo dürfen durch ihre Gewährung die Ruhegehaltsbezüge des Verſtorbenen nicht 
überſchritten werden. Eine gleiche Beihilfe kann unter denſelben Vorausſetzungen auch für die 
frühere Ehefrau eines im Dienſte verſtorbenen Beamten gewährt werden. 


3. Nach § 18 wird folgender § 18a eingefügt: 


$ 18a. 
Hat eine witwengeldberechtigte Witwe ſich wieder verheiratet und ſtirbt der Ehemann 
innerhalb von 10 Jahren nach der Eheſchließung, ſo kann nach ſeinem Tode der Witwe eine 
Witwenbeihilfe bis zur Höhe des bei ihrer Wiederverheiratung erloſchenen Witwengeldes 
gewährt werden. Neu erworbene Verſorgungsanſprüche werden darauf angerechnet. Die 
Bewilligung erfolgt durch den Departementschef in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 

4. § 19 Abſ. 1 Nr. 2a erhält folgende Faſſung: 
das Dienſteinkommen der Witwe unter Hinzurechnung des Witwengeldes den Betrag 
des Dienſteinkommens überſteigt, das der Berechnung der Penſion des Verſtorbenen zu⸗ 

grunde liegt. 
5. Im $ 19a werden die Worte „der im § 19 Nr. 2 bezeichneten Penſion“ erſetzt durch die Worte 
„des im § 19 Nr. 2a bezeichneten ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens des Verſtorbenen “. 


8 31. 

Das Geſetz, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen, vom 6. Juli 1885/10. Juni 1907 (Geſetzzamml. S. 298/S. 133) in der Faſſung des Volksſchul⸗ 
lehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623), der Geſetze vom 9. No⸗ 
vember 1922 (Geſetzſamml. S. 416), vom 10. Juli 1923 (Gefekfamml. S. 317), vom 7. Januar 1924 
(Geſetzſamml. S. 21) und des $ 87 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffent⸗ 
lichen Verwaltung (Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſaamml. S. 73) 
wird wie folgt geändert: 

1. Als § 4a werden folgende Vorſchriften eingefügt: 


§ 4a. 

Das Ruhegehalt für die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Lehrer (Lehrerinnen) wird 
von dem zur Zeit ihrer einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogenen ruhegehaltsfähigen 
($ 4) Dienſteinkommen berechnet. Soweit ſie während einer vorübergehenden Beſchäftigung 
als nichtplanmäßige Beamte gemäß § 8a Satz 2 der Verordnung, betreffend die einſtweilige 
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Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, oder den entſprechenden 
Vorſchriften des Reichs oder des Kommunalverbandes ($ 8 der Verordnung) ein höheres 
Dienſteinkommen als vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogen haben, iſt 
dieſes höhere Dienſteinkommen der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde zu legen. 

2. § 16 erhält folgende Faſſung: 

Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern nicht auf den Antrag oder mit ausdrücklicher 
Zuſtimmung des Lehrers ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt wird, mit dem Ablaufe des Viertel- 
jahrs ein, welches auf den Monat folgt, in welchem dem Lehrer die Entſcheidung der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde über ſeine Verſetzung in den Ruheſtand bekanntgemacht worden iſt. 


3. § 20 Abſ. 3 wird geſtrichen und hinter § 20 als 8 20a folgende Vorſchrift eingefügt: 


$ 20a. 

Erdient ein Ruhegehaltsempfänger außerhalb des öffentlichen Volksſchuldienſtes ein Ruhe⸗ 
gehalt im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte im Sinne des 8 19 Abſ. 2, 
ſo iſt daneben das im öffentlichen Volksſchuldienſt erdiente Ruhegehalt nur bis zur Erreichung 
des im $ 20 Abſ. 2 angegebenen Betrags zu zahlen. $ 19 Abſ. 3 gilt entſprechend. 

4. § 21 erhält folgende Faſſung: 

Die Einziehung oder Kürzung des Ruhegehalts auf Grund der Beſtimmungen in den 
$8 19 bis 20a tritt mit dem Ende des Monats ein, in welchem das eine ſolche Veränderung 
bedingende Ereignis ſich zugetragen hat; tritt dieſes Ereignis am erſten Tage eines Monats 
ein, ſo hört die Zahlung mit dem Beginne dieſes Monats auf. s 

Die Wiedergewährung des Ruhegehalts hebt mit dem Beginne des Monats an, in welchem 
das eine ſolche Veränderung bedingende Ereignis ſich zugetragen hat. 


$ 32. 

Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen, vom 4. Dezember 1899/10. Juni 1907 (Geſetzſamml. S. 587/ S. 137) in der Faſſung des Volksſchul⸗ 
lehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623), der Geſetze vom 9. No⸗ 
vember 1922 (Geſetzſamml. S. 416), 10. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 317), 7. Januar 1924 (Geſetzſamml. 
S. 21), des § 88 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen Verwaltung 
(Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) und der Verordnung 
vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 472) wird wie folgt geändert: 


1. Dem $ 2 Ziffer 3 wird folgender zweiter Halbſatz angefügt: 
es kann ihnen jedoch Witwen⸗ und Waiſengeld in Grenzen der geſetzlichen Hinterbliebenen⸗ 
bezüge von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter bewilligt werden / 
2. Nach 8 2 wird folgender $ 2a eingefügt: 


$ 2a. 

Im Falle der Scheidung kann die frühere Ehefrau eines in den Ruheſtand verſetzten Lehrers 
nach deſſen Tode eine Witwenbeihilfe bis zur Höhe des geſetzlichen Witwengeldes von dem 
Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminister bewilligt erhalten, wenn der 
Verſtorbene allein für ſchuldig erklärt iſt. Kommt neben geſetzlichen Hinterbliebenenbezügen 
eine Witwenbeihilfe in Frage, ſo dürfen durch ihre Gewährung die Ruhegehaltsbezüge des 
Verſtorbenen nicht überſchritten werden. Eine gleiche Beihilfe kann unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen auch für die frühere Ehefrau eines im Dienſte verſtorbenen Lehrers gewährt werden. 


3. a) Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt: 


§ 12a. 


Hat eine witwengeldberechtigte Witwe ſich wieder verheiratet und ſtirbt der Ehemann 
innerhalb von 10 Jahren nach der Eheſchließung, ſo kann nach ſeinem Tode der Witwe eine 
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Witwenbeihilfe bis zur Höhe des bei ihrer Wiederverheiratung erloſchenen Witwengeldes ge⸗ 
währt werden. Neu erworbene Verſorgungsanſprüche werden darauf angerechnet. Die Be⸗ 
willigung erfolgt durch den Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 
b) Die bisherigen $$ 12a, b und o werden $$ 12b, o und d. 
4. 5 12b (bisher $ 12a) erhält im Abſ. 1 Nr. 2a folgende Faſſung: 
das Dienſteinkommen der Witwe unter Hinzurechnung des Witwengeldes den Betrag des 


Dienſteinkommens überſteigt, das der Berechnung des Ruhegehalts des Verſtorbenen zugrunde 
liegt. 


5. Im $ 120 (bisher $ 12b) werden die Worte „des im § 12a Nr. 2 bezeichneten Ruhegehalts“ erſetzt 
durch die Worte „des im § 12b Nr. 2a bezeichneten ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens des Verſtorbenen “. 


6. Im Abſ. 1 des § 12d (bisher $ 120) werden die Worte „SS 12a, 12b “ erſetzt durch die Worte „§§ 12b, 

12e!!, 
$ 33. 

Die Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen vom 10. März 1919 
(Geſetzſamml. S. 45) in der Faſſung des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 135), des Geſetzes über Anderungen der Dienft- und Verſorgungsbezüge der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) und des § 89 der Verordnung zur 
Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen Verwaltung (Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Ver⸗ 
ordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 73) wird wie folgt geändert: 

1. a) Im $ 8 Abſ. 2 wird die Zahl „40“ in „50“ geändert; 

b) Im $ 8 Abſ. 3 Satz 1 find an Stelle von „höchſtens“ zu ſetzen „in keinem Falle mehr als“ 
und die Worte „aus der mittleren Dienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe 1 A 124 in „aus 
der letzten Dienſtaltersſtufe der Beſoldungsgruppe I A 13“ zu ändern. 

2. § 11 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 
Die Gehaltszahlung hört auf und die Zahlung des Wartegeldes beginnt mit dem Ablaufe 
des Vierteljahrs, welches auf den Monat folgt, in welchem dem Hofbeamten die Entſcheidung 
über feine einftweilige Verſetzung in den Ruheſtand bekanntgemacht worden iſt. 


3. Im 9 13 Satz 1 und $ 14 werden die Worte „zeitweiligen“ und „zeitweilig“ erſetzt durch die Worte 
vorübergehenden“ und „vorübergehend“, im § 13 werden Satz 2 und 3 geſtrichen und im § 14 Abſ. 1 
Satz 2 die Worte „§ 13 Satz 2 und 3“ erſetzt durch „§ 142 “/. 


4. Nach § 14 werden folgende $$ 14a und 14b eingefügt: 


§ 14a. r 

Die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Hofbeamten erhalten während der Dauer der 
vorübergehenden Beſchäftigung im unmittelbaren Staatsdienſte den vollen Betrag ihres 
ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens. Sofern ſie laut ſchriftlicher Eröffnung des Finanz⸗ 
miniſters als nichtplanmäßige Beamte voll beſchäftigt werden, erhalten fie nach Maßgabe des 
Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes die Bezüge eines im Dienſte befindlichen Hofbeamten 
derjenigen Beſoldungsgruppe, der fie zuletzt angehört haben. Erfolgt die Beſchäftigung außer⸗ 
halb ihres Wohnorts, ſo erhalten ſie für die Reiſe zum Antritt der Beſchäftigung und für die 
Rückreiſe nach Beendigung der Beſchäftigung Reiſekoſten nach den Vorſchriften für Verſetzungs⸗ 
reiſen; außerdem können ihnen Entſchädigungen nach näherer Beſtimmung des Finanz⸗ 
miniſters gewährt werden. 

§ 14b. 

Scheiden einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Hofbeamte aus einer vorübergehenden 
Beſchäftigung als nichtplanmäßige Beamte wieder aus, in der fie gemäß § 14a Satz 2 oder 
den entſprechenden Vorſchriften des Reichs oder des Kommunalverbandes ($ 14) ein höheres 
Dienſteinkommen als vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogen haben, ſo iſt 
das Wartegeld, unbeſchadet der Vorſchrift des § 8 Abſ. 3, unter Berückſichtigung inzwiſchen 
etwa erreichter Dienſtalterszulagen und der verlängerten ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit neu 


feſtzuſetzen. 


85 
ak 
2 
= 
= 
1 
Bi 


= 


— 17 — 


5. 8 6 erhält folgende Faſſung: 


(1) Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht, ſofern es nicht nach § 15 Nr. 1 auf⸗ 
hört, wenn und ſolange der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Hofbeamte infolge einer 
Verwendung im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte im Sinne des 
8 27 Abſ. 2 des Zivilruhegehaltsgeſetzes ein Dienſteinkommen bezieht inſoweit, als der Betrag 
dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung des Wartegeldes den Betrag des von 
dem Beamten vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogenen Dienſteinkommens 
überſteigt. Für die Berechnung des früheren und des neuen Dienſteinkommens gilt $ 27 Abſ. 3 
des Zivilruhegehaltsgeſetzes entſprechend. 

(2) Hat der einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Hofbeamte während einer borüber- 
gehenden Beſchäftigung als nichtplanmäßiger Beamter gemäß § 14a Satz 2 oder den ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften des Reichs oder des Kommunalverbandes ($ 14) ein höheres Dienſt⸗ 
einkommen als vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogen, ſo tritt dieſes an 
die Stelle des vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand bezogenen Dienſteinkommens. 

(3) Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht ferner, wenn und ſolange der einſtweilen 
in den Ruheſtand verſetzte Hofbeamte im Dienſte des vormaligen Königlichen Hauſes oder 
eines ſeiner Mitglieder beſchäftigt wird. f 


6. § 17 erhält folgende Faſſung: 


(1) Bei einer Wiederanſtellung oder Wiederbeſchäftigung, zu denen der Hofbeamte nach 
den 8$ 12 bis 14 verpflichtet iſt, tritt die Einziehung oder Kürzung des Wartegeldes auf Grund 
der Beſtimmungen in den $$ 15 und 16 mit dem Tage ein, von dem ab das Dienſteinkommen 
bezogen wird. Die Wiedergewährung des Wartegeldes erfolgt mit dem Ablaufe des Tages, 
für den noch Dienſtbezüge gezahlt worden ſind. 

(2) Bei einer ſonſtigen Wiederanſtellung oder Wiederbeſchäftigung tritt die Einziehung 
oder Kürzung des Wartegeldes mit dem Ende des Monats ein, in welchem das eine ſolche 
Veränderung bedingende Ereignis ſich zugetragen hat; tritt dieſes Ereignis am erſten Tage 
eines Monats ein, ſo hört die Zahlung mit dem Beginne dieſes Monats auf. Die Wieder⸗ 
gewährung des Wartegeldes hebt mit dem Beginne des Monats an, in welchem das eine ſolche 
Veränderung bedingende Ereignis ſich zugetragen hat. 


9 34. 


855 Abſ. 1 des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 
(Geſetzſamml. S. 123) in der Faſſung des § 91 der Verordnung zur Verminderung der Perſonal⸗ 
ausgaben der öffentlichen Verwaltung (Preußiſche Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 8. Februar 1924 
(Geſetzſamml. S. 73) erhält folgende Faſſung: 


(1) Die beſoldeten Beamten der in der neuen Stadtgemeinde Berlin zuſammengeſchloſſenen 
Gemeinden und Gutsbezirke, der aus dieſen Körperſchaften gebildeten Amtsverbände ſowie 
des Verbandes Groß Berlin find, gegebenenfalls gegen Erſtattung der notwendigen Umzugs⸗ 
koſten, verpflichtet, gleichwertige Amter in der neuen Stadtgemeinde Berlin zu übernehmen. 
Im Weigerungsfall iſt die neue Stadtgemeinde Berlin von ihren Verpflichtungen gegen dieſe 
Derfonen entbunden. Dieſe Folge tritt, vorbehaltlich der Nachprüfung im ordentlichen Rechts- 
weg, erſt ein, wenn ſich der Beamte der Entſcheidung des Oberpräſidenten ($ 57) nicht unter⸗ 
wirft. 


$ 35. 
8 Das Geſetz über Beamtenanſiedlung vom 27. März 1924 (Geſetzſamml. S. 195) wird wie folgt 
geändert: 
1. Im 87 Abſ. 2 erhält die erſte Zeile folgende Faſſung: 

Solange ein Ruhegehalts⸗ oder Wartegeldempfänger im Reichs-, Staats- oder in einem 
ſonſtigen öffentlichen Dienſte im Sinne des $ 27 Abſ. 2 des Zivilruhegehaltsgeſetzes wieder 
verwendet. 

2. § 10 wird geſtrichen. 
3. Im 8 11 wird nach „1924“ eingefügt „eichsgeſetzbl. 1 S. 53)". 
Oeſetzſammlung 1926. (Nr. 13070130710 a 82 
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3. Abſchnitt. 
Schlußvorſchriſten. 
$ 36. 


Die 55 92 bis 99, 100, 102 Abſ. 3 und 108 Abſ. 2 und 3 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung 
werden aufgehoben. 


9 37. 


(1) Die infolge der Aufhebung des § 108 Abſ. 2 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung 
gemäß § 85 Nr. 1 der genannten Verordnung erforderliche Regelung der Wartegeldbezüge für die beim 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits im einſtweiligen Ruheſtande befindlichen Beamten erfolgt mit dem 
Beginne des auf die Verkündung dieſes Geſetzes folgenden Monats mit der Maßgabe, daß bei Berechnung 
der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit die Zeit angerechnet wird, während der ſich dieſe Beamten bis zum In⸗ 
krafttreten dieſes Geſetzes unter Bezug von Wartegeld im einſtweiligen Ruheſtande befunden haben. 


(2) Das gleiche gilt für Hofbeamte im Sinne des § 1 der Verordnung vom 10. März 1919 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 45). 


9 88. 


(1) Richterliche Beamte, die am 1. April 1926 das 65., aber noch nicht das 68. Lebensjahr vollendet 
haben und auf die gemäß $ 108 Abf. 2 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung die Vorſchriften 
des § 84 dieſer Verordnung bisher keine Anwendung gefunden haben, treten mit dem 1. Oktober 1926 
kraft Geſetzes in den Ruheſtand. 


(2) Dies gilt unbefchadet der $$ 8 und 9 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend Einführung einer Alters⸗ 
grenze, vom 15. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 621) in der Faſſung des § 84 der Preußiſchen Perſonal⸗ 
Abbau⸗Verordnung 


1. für die Kommunalbeamten und Lehrer, auf die das Altersgrenzengeſetz bisher keine Anwen⸗ 
dung gefunden hat, 
2. entſprechend für die Lehrer an den wiſſenſchaftlichen Hochſchulen. 


9 39. 


() Beamten, denen die Entſcheidung über die Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand nach dem 
31. Juli 1925 bekanntgemacht iſt, iſt das Dienſteinkommen, und zwar nach Maßgabe der Vorſchrift des 
$ 5 Satz 3 der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in 
den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33), bis zum Ablaufe des Vierteljahrs, das 
auf den Monat folgt, in dem dem Beamten die Entſcheidung bekanntgemacht worden iſt, zu zahlen. 


(2) Beamte, denen die Entſcheidung über die Verſetzung in den dauernden Ruheſtand im Auguſt 
1925 bekanntgemacht iſt, erhalten, ſofern ſie nicht auf ihren Antrag oder mit ihrer ausdrücklichen Zu⸗ 
ſtimmung zu einem vor dem 1. Oktober 1925 liegenden Zeitpunkt in den dauernden Ruheſtand verſetzt 
ſind, für die Monate Oktober und November 1925 den Unterſchiedsbetrag zwiſchen ihrem vollen Dienſt⸗ 
einkommen oder Wartegeld und ihrem Ruhegehalte. 


(3) Das gleiche gilt für Hofbeamte im Sinne des § 1 der Verordnung vom 10. März 1919 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 45) und für die nach dem Volksſchullehrer⸗Ruhegehaltsgeſetze verſorgungsberechtigten Lehr⸗ 
perſonen. 

8 40. 


Werden Verſorgungsberechtigte im Reichs-, Staats- oder in einem ſonſtigen öffentlichen Dienſte 
verwendet, ſo werden ihre Verſorgungsbezüge in Anwendung der Beſtimmung des Artikels 10 § 9 der 
Verordnung zur Herabminderung der Perſonalausgaben des Reichs (Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung) vom 
27. Oktober 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 999) nach Maßgabe der den in der 9. Ergänzung des Neichsbefol- 
dungsgeſetzes vom 18. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 385) vorgeſehenen Kürzungsbeſtimmungen ent⸗ 
ſprechenden Vorſchriften der Artikel IV und IX des Geſetzes über Anderungen der Dienft- und Verſor⸗ 
gungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 12. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 305) geregelt. 
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9 41. N 


Hat ein Rechtsſtreit durch die durch § 91 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung erfolgte Ab⸗ 
änderung des $ 55 Abſ. 1 des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 
1920 (Geſetzſamml. S. 123) feine Erledigung gefunden, fo werden die Gerichtskoſten, ſoweit ſie dem Preu⸗ 
ßiſchen Staate zuſtehen oder zuſtanden, auf Antrag niedergeſchlagen oder erſtattet. 


$ 42. i 
Soweit in Geſetzen und Verordnungen auf Vorſchriften der durch dieſes Geſetz abgeänderten 
Geſetze und Verordnungen verwieſen wird, gelten dieſe in der durch dieſes Geſetz abgeänderten Faſſung. 


8 43. 
Die Ausführungsvorſchriften zum 1. Abſchnitt dieſes Geſetzes erläßt das Staatsminiſterium, zum 
2. und 3. Abſchnitt der Finanzminiſter. 
$ 44. 
Es treten in Kraft: 
1. mit Wirkung vom 1. April 1920 an mit der Maßgabe, daß Nachzahlungen von Dienſt⸗ und 
Verſorgungsbezügen für die Zeit vor dem 1. Auguſt 1925 nicht geleiſtet werden: § 28 Nr. 4 
und 5, § 29 Nr. 1, § 31 Nr. 1, § 33 Nr. 3 und 4; 


2. mit Wirkung vom 1. Januar 1924 an: $ 40; 
mit Wirkung vom 12. Februar 1924 an: § 28 Nr. 1; 


4. mit Wirkung vom 1. April 1924 an: $ 36, ſoweit er den $ 100 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗ 
Verordnung betrifft 

5. mit Wirkung vom 17. April 1924 an: § 35 Nr. 1 und 3; 

6. mit Wirkung vom 1. Auguſt 1925 an: § 28 Nr. 6 und $ 33 Nr. 5; 

7. mit Wirkung vom 1. September 1925 an: die $$ 26, 27, 28 Nr. 2 und 3, § 29 Nr. 2, § 30 Nr. 4 
und 5, § 31 Nr. 2, § 32 Nr. 3b, 4, 5 und 6, § 33 Nr. 1 und 2, $ 35 Nr. 2 und 8 36, ſoweit er 
die $$ 92 bis 99 der Preußiſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung betrifft / 

8. mit Wirkung vom 1. Januar 1926 an: $ 30 Nr. 1 bis 3 und $ 32 Nr. 1 bis 3a; 


9. mit Beginn des auf die Verkündung folgenden Monats: § 28 Nr. 7, § 29 Nr. 4, § 31 Nr. 4 
und § 33 Nr. 6; 


10. mit dem auf die Verkündung folgenden Tage: die übrigen Vorſchriften. 


& 


$ 45. 
(1) Es treten außer Kraft: 


1. mit dem 31. März 1926: § 11 
2. mit dem 31. März 1928: die §§ 20 bis 23; 
3. mit dem 31. März 1929: die §§ 9, 10 und 14. 


(2) Abſ. 1 gilt entſprechend für die 88 15, 18, 23 und 24, ſoweit fie auf die im Abſ. 1 genannten 
Vorſchriften verweiſen. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 25. März 1926. | 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Braun. Höpker Aſchoff. 
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(Nr. 13071.) Verordnung über die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte und den Inſtanzenzug bei 


Streitigkeiten aus § 87 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 28. Mai 1924 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 563). Vom 12. März 1926. an, m 


Auf Grund des Artikels 82 Abſ. 1 der Verfaſſung des Freiſtaates Preußen und des Geſetzes vom 
27. April 1885 zur Ergänzung des § 7 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. J 1883 
(Geſetzſamml. 1885 S. 127) wird hiermit verordnet: 


Einziger Artikel. 
Die nach § 87 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes vom 28. Mai 1924 (Reichsgeſetzbl. I S. 563) im 
Verwaltungsſtreitverfahren zu entſcheidenden Streitigkeiten unterliegen der Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes. 
Gegen die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes iſt nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 


Dieſe Verordnung findet auf alle bisher aus § 87 (früher § 89) des Angeſtelltenver icherungsgeſetzes 
erwachſenen Streitigkeiten Anwendung. 2 a 8 5 


Berlin, den 12. März 1926. 


GStegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. Hirtſiefer. 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. September 1925 über die Genehmigung 
zur Herabſetzung des Grundkapitals der Gera-Meuſelwitz⸗Wuitzer Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft in 
Gera und zur Verlegung des Geſchäftsjahrs auf das Kalenderjahr durch das Amtsblatt der 
Regierung in Merſeburg Nr. 6 S. 31, ausgegeben am 6. Februar 1926; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 5. Dezember 1925 über die Genehmigung zur 
Erweiterung des Geſellſchaftszwecks der Krefelder Eiſenbahn-Geſellſchaft und zur Verlegung ihres 
Geſchäftsjahrs durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 9 S. 53, ausgegeben am 
27. Februar 1926; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. Januar 1926 über die Genehmigung eines 
Nachtrags zu den reglementariſchen Beſtimmungen des Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen 
Kreditinſtituts durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam Nr. 9 S. 41, ausgegeben am 
27. Februar 1926; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Januar 1926 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stromeinkaufsgenoſſenſchaft der Grafſchaft Glatz, e. G. m. b. H. in Glatz, 
für den Bau von elektriſchen Verteilungsleitungen durch das Amtsblatt der Regierung in Breslau 
Nr. 8 S. 56, ausgegeben am 20. Februar 1926; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Januar 1926 über die Genehmigung einer 
Anderung der Satzung der Landſchaftlichen Bank der Provinz Schleswig⸗Holſtein durch das Amts 
blatt der Regierung in Schleswig Nr. 7 S. 33, ausgegeben am 13. Februar 1926; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. Januar 1926 über die Verleihung des Ent 
eignungsrechts an die Deutſche Grube bei Bitterfeld, Aktiengeſellſchaft zu Deutſche Grube, Kreis 
Bitterfeld, für die Erweiterung ihres Tagebaues durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg 
Nr. 8 S. 36, ausgegeben am 20. Februar 1926; 


7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Februar 1926 über die Verleihung des Ent- 
eignungsrechts an die Landgemeinde Sieker, Landkreis Bielefeld, für den Ausbau der Kreisſtraße von 
Sieker nach Oldentrup durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 10 S. 33, ausgegeben 
am 6. März 1926. 
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